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Alle 443 Befragten waren in den ersten Tagen ihrer Ge­
fangennahme gefoltert, fast alle waren gezwungen worden, 
die Verhöre stehend, gefesselt und mit verbundenen Augen 
durchzuhalten. Allein schon diese Verhörtechniken gelten als 
schwere Verstöße gegen die Menschenrechte.

In den weiteren Verhörphasen wurden verfeinerte Folter­
techniken angewandt: Schläge auf den Kopf, die Ohren, die 
Brust, in den Magen, den Rücken, die Beine und in die Ge­
schlechtsteile. Fast alle Gefangenen wurden so malträtiert. 
Man zog ihnen eine Kapuze über den Kopf oder tauchte sie 
unter Wasser, man würgte sie und zwang sie, stundenlang zu 
stehen — in vielen Fällen nackt. Man verweigerte ihnen Es­
sen, Trinken und hinderte sie am Schlaf. Man setzte sie nackt, 
gefesselt und mit verbundenen Augen Insekten, Skorpionen 
und Hunden aus. Man machte sie zu Ohrenzeugen der Folter­
qualen ihrer Mitgefangenen. Man versuchte, sie mit Drohun­
gen gegen Verwandte und Freunde aussagewillig zu machen. 
Man hinderte sie, ihre Notdurft zu verrichten, man verge­
waltigte sie, Männer wie Frauen, man fügte ihnen Verbren­
nungen zu, man isolierte sie tagelang, man setzte sie Elektro­
schocks und Scheinhinrichtungen aus — all das mit dem Ziel, 
die körperliche Widerstandskraft der Gefangenen zu brechen. 
Auf einen totalen Kontrollverlust des Gefangenen zielt die 
psychische Folter. Sie soll seinen Willen brechen, ihn in 
Furcht, Angst und einen Zustand tiefer Depression versetzen.

Der gesamte Folterprozeß wird aufgezeichnet und ausge­
wertet. Kommen die Folterer zu dem Ergebnis, daß ihr Opfer 
kurz vor dem Zusammenbruch steht, beginnen sie den Ge­
fangenen körperlich zu traktieren, um den Eindruck zu er­
wecken, er sei dem Tode nahe, es bleibe ihm keine andere 
Überlebensmöglichkeit mehr, als mit den Folterern zu kolla­
tionieren.

Ein Sondererlaß, der es dem salvadorianischen Geheim­
dienst erlaubt. Gefangene für 15 Tage ohne Rechtsbeistand 
und Kontakt nach außen gefangenzuhalten, ist präzise auf 
den Wissenschaftlich erforschten Ablauf der Folterprozedur 
abgestimmti Innerhalb dieses Zeitraumes erschöpft sich ge­
meinhin die Fähigkeit eines Gefangenen, der physischen Tor­
tur zu widerstehen. Nun ist aber bekannt, daß die Mehrheit 
der salvadorianischen Bevölkerung als Folge von Unter- und 
Fehlernährung an Blutarmut und Infektionen der Atemwege 
leidet, untergewichtig und von Magen- und Darmkrankhei­
ten befallen ist. Das gesetzlich vorgeschriebene Zeitlimit der 
Kontaktsperre, innerhalb derer die Folterprozedur abge­
schlossen und eine Aussage erzwungen sein muß, ist somit 
großzügig bemessen. Oft genügen den Folterern nur wenige 
Tage, um zum Ziel zu kommen: ein unter Angst, Verspre­
chungen und weiteren Folterdrohungen erpreßtes außerge­
richtliches Geständnis.

Dem Gefangenen ist es nicht erlaubt, die mit Seiner Un­
terschrift versehene außergerichtliche Erklärung zu lesen, 
und in keinem der von der Kommission untersuchten Fälle 
hatten die Gefangenen die angeblichen Zeugen ihrer Unter­
schrift gesehen. Vor dem Militärrichter haben diese Perso­
nen später zu bezeugen, daß die außergerichtliche Erklärung 
freiwillig, spontan und ohne physischen Druck zustande kam, 
wie es Art. 28 des Erlasses Nr. 50 verlangt.

Von außerordentlicher Bedeutung ist die Studie jedoch 
vor allem deshalb, weil sie die systematische Anwendung der 
Folter beweist und damit vor der Weltöffentlichkeit die Be­
teuerungen des Duarte-Regimes widerlegt, es betreibe „eine 
Politik der Respektierung der Menschenrechte“.
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Durch die Realisierung des Wohnungsbauprogramms in 
seiner Einheit von Neubau, Rekonstruktion, Modernisierung 
und Erhaltung des vorhandenen Wohnungsfonds sind seit 
1971 die Wohnbedingungen für annähernd 8 Millionen Bürger 
verbessert worden.1 Der Wohnungsbestand in der DDR „ver­
körpert mit 220 Milliarden Mark einen bedeutenden Teil un­
seres Volksvermögens, der sorgsame Pflege und Erhaltung 
verlangt“.1 2 Mit der verstärkten Konzentration auf Maßnah­
men der Erhaltung werden Voraussetzungen für die intensive 
Nutzung unseres Wohnungsbestandes geschaffen. Hierbei ist 
ein enges Zusammenwirken von staatlichen Organen und ge­
sellschaftlichen Kräften in den Wohngebieten erforderlich.

Planung und Bilanzierung der Wohnrauminstandhaltung

Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte haben auf der 
Grundlage des Wohnungsbauprogramms den Neubau, die Re­
konstruktion, Modernisierung und Erhaltung des Wohnraum- 
bestandes im Territorium zu leiten und zu planen (§§ 27, 45, 
66 GöV). Zur Erhaltung des Wohnraumbestandes werden Bau­
reparaturen vorgenommen, die sich in Instandhaltungs- und 
Instandsetzungsarbeiten gliedern.3 Die im Jahresplan der ört­
lichen Volksvertretungen für die Instandhaltung und Instand­
setzung enthaltenen Kennziffern werden durch die staatliche 
Baubilanzierung materiell untersetzt (§§ 3 Abs. 2, 6 Ziff. 3 der 
VO über die Baubilanzierung und Bauprojektierungsbilanzie­
rung vom 15. Mai 1980 [GBl. I Nr. 15 S. 127]). Mit den staatli­
chen Bilanzentscheidungen wird das Aufkommen an Kapazi­
täten und Material mit dem Bedarf in Übereinstimmung ge­
bracht. Zugleich wird damit die Kooperationsstruktur bei der 
Durchführung von Instandsetzungs- und Instandhaltungsmaß­
nahmen bestimmt. Während die Instandsetzung überwiegend 
durch volkseigene Baubetriebe in Kooperation mit den PGHs

erfolgt, werden Instandhaltungsarbeiten am Wohnraum aller 
Eigentumsformen unter Verantwortung der VEB Gebäude- 
wirtschaft/Kommunale Wohnungsverwaltungen (VEB GW/ 
KWV) in Kooperation mit privaten Handwerksbetrieben 
durchgeführt. Durch die staatlichen Bilanzentscheidungen ist 
zu sichern, daß Instandhaltungskapazitäten des Territoriums 
den VEB GW/KWV langfristig gewerkegerecht und betriebs­
bezogen zugeordnet werden und ihr Materialbedarf in Höhe 
des Planes der Instandhaltung an Wohngebäuden entspre­
chend bilanziert wird.

Auf der Grundlage der staatlichen Plan- und Bilanzent­
scheidungen planen die VEB GW/KWV ihre Instandhaltungs­
aufgaben. Sie schlüsseln die ihnen vom übergeordneten örtli­
chen Rat für die Instandhaltung vorgegebenen staatlichen 
Plankennziffern auf die einzelnen Instandhaltungsleistungen 
auf. Mit der Planung und Durchführung der Wohnraumin­
standhaltung erfüllen sie eine gesetzliche Pflicht, die ihnen 
als Rechtsträger volkseigener Wohngrundstücke obliegt (§ 2 
Abs. 3 der АО über die Rechtsträgerschaft an volkseigenen 
Grundstücken vom 7. Juli 1969 [GBl. II Nr. 68 S. 433] sowie 
§§ 2 Abs. 1, 6 Abs. 1 der АО über die Wahrnehmung der Ver­
antwortung der Rechtsträger und Eigentümer für die Instand­
haltung und Instandsetzung von Gebäuden und baulichen An­
lagen vom 8. November 1985 [GBl. I Nr. 32 S. 363]). Zugleich 
werden sie damit ihrer Instandhaltungspflicht aus den Miet­
verträgen gegenüber ihren Mietern gerecht (§ 101 ZGB). Durch 
umfassende Intensivierung haben die VEB GW/KWV ihre 
Leistungsfähigkeit so zu steigern, daß alle notwendigen Ar-
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3 I n s t a n d h a l t u n g e n  umfassen den Teil der Baureparaturen, 
die vorbeugende Maßnahmen von untergeordneter konstruktiver 
Bedeutung beinhalten, die die Gebäude und Anlagen mit geringem 
Aufwand funktionstüchtig erhalten (z. B. Beseitigung von Kleinst- 
schäden an Oberflächen, DacheihdeCkungen, Schornsteinen, Öfen, 
Fenstern, Türen und Fußböden).

I n s t a n d s e t z u n g e n  umfassen den Teil der Baureparaturen, 
die über die für die Instandhaltung festgelegten Maßnahmen hin­
ausgehen und zur Gewährleistung der Funktionstüchtigkeit des 
Gebäudes bzw. der Wohnung beitragen (z. B. Neudeckung der 
Dachhaut. Erneuerung von Türen, Fenstern sowie Sanitär-, Hei- 
zungs- und Lüftungsanlagen bzw. -installationen, Erneuerung der 
Schornsteine).
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